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Syker Kurier | 13.11.2025

Radioaktive Abfälle

Wohin mit radioaktiven Abfällen?
Suche nach einem Atommüllendlager betrifft auch Delmenhorst und Ganderkesee

Delmenhorst. Die Suche nach einem
Standort für das deutsche Endlager für
hoch radioaktive Abfälle rückt auch die
Region Delmenhorst und Ganderkesee
erneut in den Fokus. Nach den neues-
ten Zwischenergebnissen der Bundes-
gesellschaft für Endlagerung (BGE) zäh-
len Teile beider Kommunen weiterhin
zu den möglichen Gebieten für die un-
terirdische Lagerung von Atommüll.

Wie die BGE mitteilt, wurden bundes-
weit bereits 53 Prozent der Teilgebiets-
flächen anhand sicherheitsgerichteter
Kriterien als ungeeignet oder gering
geeignet eingestuft. Dazu gehört der
nördliche Teil Delmenhorsts sowie gro-
ße Flächen in Schierbrok, Heide und
Stenum in der Gemeinde Ganderkesee.
Raus aus der Prüfung sind auch Teile
der Gemeinden Harpstedt, Prinzhöfte
und Groß Ippener sowie Teile der Bre-
mer Neustadt und Bereiche rund um
den Werdersee.

Anders sieht es jedoch an anderen Stel-
len aus: An der nördlichsten Spitze Del-
menhorsts bei Deichhausen sowie im
südwestlichen Stadtgebiet laufen die
Untersuchungen weiter. Auch der Sü-
den der Gemeinde Ganderkesee bleibt
Teil des Suchverfahrens, ebenso einige
Stadtteile Bremens, darunter Gröpelin-
gen, Walle und Findorff. Diese Gebiete
liegen in einem großräumigen Teilge-
biet, das sich über Niedersachsen, Ham-
burg und Schleswig-Holstein erstreckt
– dort herrscht tertiäres Tongestein,
einer der drei als geeignet geltenden
Wirtsgesteinstypen neben Salz und Gra-
nit.

Von den sieben Kriterien für eine mög-
liche Eignung eines Endlagerstandortes

in Tongestein konnten laut BGE sechs
als „günstig“ bewertet werden, eines
als „nicht günstig“. Ton gelte wegen
seiner Dichtheit und Fähigkeit, radio-
aktive Stoffe langfristig einzuschließen,
als besonders vielversprechend. Insge-
samt haben die Experten die potenzi-
ell geeigneten Regionen mittlerweile
auf 25 Prozent der deutschen Landes-
fläche eingegrenzt. Diese Gebiete sol-
len aus heutiger Sicht über jene günsti-
ge geologische Bedingungen verfügen,
um den Atommüll in bis zu 1000 Metern
Tiefe sicher lagern zu können.

Interaktive Karte

Eine interaktive Karte der BGE zeigt,
dass sich die bereits genannten Or-
te in Delmenhorst und umzu noch
am Anfang der Prüfung befinden. Die
sogenannten „repräsentativen vorläu-
figen Sicherheitsuntersuchungen“ ste-
hen dort noch aus. Eine Sprecherin der
BGE erklärte auf Nachfrage unserer Re-
daktion: „Die BGE wird im Sommer 2026
noch einmal – bevor wir die Standort-
regionen Ende 2027 benennen werden
– über die aktuellen Arbeitsstände be-
richten.“

Zudem werde man die Verwaltungen
der betroffenen Kommunen fortlau-
fend über den Stand informieren. En-
de 2027 will die BGE dann „einige we-
nige Standortregionen“ für die übertä-
gige Erkundung vorschlagen, also für
detaillierte geologische Untersuchun-
gen mit Schallwellenmessungen (3D-
Seismik) und Bohrungen.

Endlagersuche beschleunigen

Die Veröffentlichung des neuen Ar-
beitsstands Anfang November kom-
mentierte die Vorsitzende der BGE-Ge-
schäftsführung, Iris Graffunder, mit den
Worten: „Wir halten Wort und veröf-
fentlichen wie im Vorjahr unsere ak-
tuellen Arbeitsstände. So können alle
Menschen sehen, dass es mit der Endla-
gersuche vorangeht und wie es in ihrer
Region derzeit aussieht.“

Gegenüber der Tagesschau kündigte
Bundesumweltminister Carsten Schnei-
der (SPD) an, das Verfahren künftig be-
schleunigen zu wollen: „Ab 2027 müs-
sen wir deutlich schneller vorankom-
men“, sagte er. „Das sind wir nicht zu-
letzt den Menschen schuldig, die in
den Regionen mit den Zwischenlagern
leben.“ Man werde das Standortaus-
wahlverfahren „optimieren“, betonte
Schneider, dabei aber „den Kern des
Verfahrens und das Ziel der bestmög-
lichen Sicherheit“ beibehalten. Ein ent-
sprechender Gesetzentwurf soll Anfang
kommenden Jahres vorgelegt werden.

Wofür werden die Endlager benötigt?

Gesucht wird den Angaben zufolge ein
Ort, an dem dauerhaft rund 27.000
Kubikmeter hochradioaktiver Abfälle
aus mehr als 60 Jahren Atomkraft in
Deutschland sicher gelagert werden
können – und zwar für eine Million Jah-
re. Bislang werden die hochradioakti-
ven Abfälle an 16 Zwischenlagerstand-
orten in Deutschland aufbewahrt, dar-
unter auch im niedersächsischen Gor-
leben (Landkreis Lüchow-Dannenberg),
wo über Jahrzehnte ein Endlager ge-
plant war, das jedoch 2020 endgültig
verworfen wurde.
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Odenwälder Zeitung | 13.11.2025

„Das Trommpluton ist ungeeignet“
Kreistag: Landrat Engelhardt kritisiert Gerüchte rund um die Atommüll-Endlagersuche – kein
Zusammenhang mit Geolab-Projekt.

Kreis Bergstraße. Nach Einschätzung
von Landrat Christian Engelhardt wird
es am Ende der bundesweiten Suche
keine Endlagerstätte für Atommüll im
Kreis Bergstraße geben. Die Region sei
zu dicht besiedelt und der Kreis leiste
mit dem Zwischenlager am ehemaligen
Kernkraftwerkstandort in Biblis einen
ausreichend großen Beitrag zur späte-
ren Entsorgung der radioaktiven Abfäl-
le.

In der vergangenen Woche war be-
kannt geworden, dass ein sich von einer
gedachten Linie von Lindenfels nach
Heppenheim Richtung Süden erstre-
ckendes Gebiet die ersten beiden Hür-
den bei der Prüfung durch die Bundes-
gesellschaft für Endlagerung (BGE) ge-
nommen hat. Das hatte bei Bürgern und
Politikern in der Region für Aufregung
gesorgt. Unter anderem hatten sich die
Freien Wähler in einer Pressemitteilung
dagegen ausgesprochen, den unter an-
derem das Weschnitztal einschließen-
den Bereich weiter als Standort in Be-
tracht zu ziehen.

Geologische Voraussetzungen

Engelhardt nutzte jetzt die obligatori-
schen Mitteilungen der Verwaltungs-
spitze zu Beginn der Kreistagssitzung
am Montag, um den Sachstand ein-
zuordnen. „Nach den neuesten Si-
cherheitsuntersuchungen sind noch et-
wa 25 Prozent der Fläche Deutsch-
lands im Verfahren“, betonte er. Dass
die Odenwald-Region zwischen Hep-
penheim und Leimen dazugehört, lie-
ge an den geologischen Voraussetzun-
gen. Die Bundesgesellschaft für Endla-
gerung (BGE) prüft verschiedene Wirts-
gesteine wie Ton, Salz und Kristallin
und bewertet, ob diese den radioakti-

ven Müll für Millionen von Jahren sicher
einschließen können.

„Die Auswahl erfolgt nach strengen
wissenschaftlichen Kriterien und in
mehreren Prüfschritten. Nur Gebiete,
die alle Hürden überwinden, kommen
in die engere Auswahl für die nächs-
te Phase“, so Engelhardt. Im Weschnitz-
tal hat man es mit einem speziel-
len Gesteinskomplex zu tun, dem We-
schnitz-Pluton. „Das granitartige Ge-
stein gilt als besonders hart und zäh,
was aus Sicht der Geologen eine nä-
here Untersuchung im Zuge der End-
lagersuche rechtfertigt“, erläuterte der
Landrat. In einem nächsten Schritt sol-
len voraussichtlich ab frühestens 2028
übertägige Erkundungen stattfinden.
Erneut lege dann der Gesetzgeber fest,
welche Standorte untertägig erkundet
werden sollen.

An dieser Stelle sei auch eine gericht-
liche Überprüfung vor dem Bundes-
verwaltungsgericht möglich, so Engel-
hardt. Am Ende entscheide der Bun-
destag über den finalen Standort. Das
Bundesamt für die Sicherheit der nu-
klearen Entsorgung (BASE) und die BGE
haben Beschleunigungsvorschläge für
das Standortauswahlverfahren unter-
breitet, heißt es in einer Stellungnah-
me der BASE-Pressestelle. Die Benen-
nung eines Endlagerstandortes steht
demnach 2050 in Aussicht. Das BASE
drängt nach eigenen Angaben darauf,
dass Mitte des Jahrhunderts ein Stand-
ort feststeht. Nach Einschätzung des
Landrats handelt es sich um ein „ambi-
tioniertes Ziel“.

Nah an Verschwörungstheorien

Mehrfach betonte Engelhardt jedoch,
dass es sich bei der Endlagersuche um

ein größtmöglich transparentes Verfah-
ren handele. Wenig Verständnis hat der
Landrat dafür, wenn rund um die Endla-
gersuche Gerüchte verbreitet würden.
In den Bereich der Verschwörungstheo-
rien sortierte er in Social-Media-Beiträ-
gen verbreitete Überlegungen ein, die
Zusammenhänge zwischen dem Geo-
lab-Projekt und der Atommüll-Endla-
gersuche herstellen. „Das Geolab-Pro-
jekt auf der Tromm ist ein geowissen-
schaftliches Forschungsvorhaben zur
Nutzung von Geothermie im kristalli-
nen Gestein“, stellte der Landrat klar.
Die Erkundungsphase laufe aktuell mit
seismischen Messungen und Bohrun-
gen in den Gemeinden Grasellenbach,
Wald-Michelbach und Rimbach.

Die BGE sei zwar Projektpartner. Dabei
gehe es aber ausschließlich um Grund-
lagenforschung, die auch für die End-
lagersuche von Bedeutung sein kön-
ne – etwa zur Bewertung von geologi-
schen Eigenschaften und zur Entwick-
lung neuer Technologien. Geolab un-
tersuche aber ausdrücklich nicht das
für die Endlagersuche interessante Ge-
stein Weschnitzpluton. „Und Trommp-
luton wurde bereits als ungeeignet für
das Endlager aussortiert“, unterstrich
der Landrat.

„Ich stehe einem möglichen Endlager-
standort für hochradioaktive Abfälle
im Vorderen Odenwald äußerst kritisch
gegenüber“, stellte Engelhardt in ei-
nem Fazit klar. Die Beschaffenheit des
Untergrunds bestimme zwar aktuell die
erste Eingrenzung, beim weiteren Aus-
sieben würden aber auch planungs-
wissenschaftliche Abwägungskriterien
eine Rolle spielen, etwa Besiedlungs-
dichte, Natur-und Wasserschutzgebie-
te, Überschwemmungsgebiete und Kul-
turdenkmäler. „Unsere Region ist dicht
besiedelt, weist eine hohe Lebensquali-
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tät auf und ist geprägt durch eine viel-
fältige Kulturlandschaft sowie sensible

Naturräume. Diese Faktoren sprechen klar gegen die Ansiedlung eines Endla-
gers“, so der Landrat.
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noz.de (Neue Osnabrücker Zeitung) | 12.11.2025 15:02
Weblink

Endlagersuche im Kreis Osnabrück

Atommüll-Endlager: Zwei Gebiete im Osnabrücker Land
„potenziell geeignet“
Die Bundesgesellschaft für Endlage-
rung sucht weiter nach einem Standort
für Deutschlands Atommüll-Endlager –
auch im Osnabrücker Land. Zwei Teilge-
biete gelten noch als „potenziell geeig-
net“. Welche Orte betroffen sind und
was der Landkreis Osnabrück dazu sagt.

Kurzfassung des Artikels:

• Im Landkreis Osnabrück gelten ak-
tuell zwei Teilgebiete mit Ton-
stein-Vorkommen als potenziell ge-
eignet für ein Atommüll-Endlager.

• Eine Entscheidung über weiter zu un-
tersuchende Standortregionen wird
laut Bundesgesellschaft für Endlage-
rung frühestens 2027 erwartet.

• Ein beauftragtes Fachgutachten der
Stadt und des Landkreises Osna-
brück sieht erhebliche Einschränkun-
gen bei der Eignung der Gebiete, un-
ter anderem wegen fehlender Ge-
steinsmächtigkeit und eiszeitlicher
Vertiefungen.

Diese Artikelzusammenfassung ist ein
neuer Service für Sie, den wir testen.
Senden Sie uns gerne ein Feedback zu
dieser Funktion an feedback@noz-digi-
tal.de.

Mehr lesen

Die Suche nach einem Endlager für
hochradioaktiven Atommüll betrifft
weiterhin auch das Osnabrücker Land.
Nach aktuellem Stand der Bundesge-
sellschaft für Endlagerung (BGE) blei-
ben zwei Teilgebiete im Landkreis Os-
nabrück im Verfahren: eines verläuft
von den Ankumer Höhen über Bram-
sche bis nach Bad Essen, das andere
liegt im Bereich Bohmte und Schweger-
moor. In beiden Gebieten wurden Ton-
stein-Vorkommen festgestellt, die laut

BGE nach bisherigen Prüfschritten geo-
logisch geeignet erscheinen.

Von den insgesamt acht Teilgebieten,
die Stadt und Landkreis Osnabrück be-
rühren, seien fünf bislang nicht oder
nur teilweise bearbeitet worden, teilte
Kreissprecher Burkhard Riepenhoff auf
Anfrage unserer Redaktion mit. Ein Teil-
gebiet sei nach den ersten Prüfschritten
als ungeeignet eingestuft worden. Teil-
untersuchungsräume in zwei Teilgebie-
ten würden derzeit alle Ausschlusskri-
terien und Mindestanforderungen er-
füllen und als „prinzipiell geeignet ein-
gestuft“. Riepenhoff betont aber: „Sie
durchlaufen allerdings weitere Prüf-
schritte und werden im weiteren Pro-
zess noch genauer betrachtet.“

Norden bleibt geologisch interessant
Nach den bisherigen Erkenntnissen
richtet sich der Blick der Fachleu-
te zunehmend auf den Norden des
Landkreises Osnabrück. Dort schließt
sich an die beiden Tonstein-Gebiete
das großflächige Teilgebiet 077 an,
das sich von Niedersachsen bis nach
Nordrhein-Westfalen erstreckt. In die-
sem Gebiet kommen Steinsalzvorkom-
men vor, die grundsätzlich ebenfalls als
mögliches Wirtsgestein für ein Atom-
müll-Endlager gelten.

Dieses Teilgebiet umfasst unter an-
derem Bereiche bei Holdorf, Badber-
gen, Alfhausen, Menslage, Quaken-
brück und Bohmte. Einige dieser Zonen
wurden von der BGE bereits als „un-
günstig“ oder „ungeeignet“ bewertet –
etwa wegen starker tektonischer Stö-
rungen im Norden oder zu geringer Ge-
steinsmächtigkeit im Süden, etwa bei
Bramsche, Bad Essen, Ostercappeln und
Preußisch Oldendorf. Der Kern des Teil-
gebiets sei bislang allerdings noch nicht

abschließend bewertet, teilt der Land-
kreis mit.

Deutlich mehr Klarheit wohl erst 2027
Bis Mitte 2026 sollen laut BGE alle noch
offenen Teilgebiete die ersten beiden
Prüfschritte durchlaufen. Danach will
die Gesellschaft bis 2027 jene Regio-
nen vorschlagen, die für eine überirdi-
sche Erkundung infrage kommen könn-
ten. Ob Flächen im Landkreis Osna-
brück darunter sein werden, sei derzeit
offen. „Die Festlegung der Standortre-
gionen, die näher erkundet werden, ist
noch nicht absehbar“, konstatiert Rie-
penhoff.

Weiterlesen: Wie realistisch ist ein
Atommüll-Endlager im Landkreis Osna-
brück?

Die Bundesregierung will bis zum Jahr
2031 einen geeigneten Standort für
ein zentrales deutsches Endlager zum
dauerhaften Verbleib des radioaktiven
Atommülls finden. Vertreter des Land-
kreises hatten Fachbehörden des Lan-
des bereits 2015 darauf hingewiesen,
dass die regionalen Tonsteinvorkom-
men wegen geologischer Störungen
für ein Endlager ihrer Auffassung nach
nicht infrage kämen.

Gutachten stützt Skepsis des Landkrei-
ses
Stadt und Landkreis Osnabrück hatten
bereits ein eigenes Fachgutachten be-
auftragt, um die Ergebnisse des Zwi-
schenberichts der BGE zu überprüfen.
Dieses kam Anfang 2024 zu dem Er-
gebnis, dass keines der ausgewiesenen
Teilgebiete vollständig im Landkreis Os-
nabrück liegt und dass viele der dort ge-
nannten günstigen Eigenschaften nicht
auf die lokalen Gegebenheiten über-
tragbar sind.
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Zwar sei die Ausweisung der Teilgebie-
te „grundsätzlich nachvollziehbar“, so
das Gutachten, doch es gebe deutliche
Einschränkungen: In mehreren Bohrun-
gen im Landkreis seien die vorgesehe-
nen Wirtsgesteine nicht in ausreichen-
der Tiefe oder Mächtigkeit angetroffen
worden. Zudem müsse die BGE künf-
tig auch eiszeitliche Vertiefungen im
Boden – sogenannte glaziale Rinnen
– stärker berücksichtigen. Diese könn-
ten die schützenden Gesteinsschichten
schwächen und so den Eintritt von
Grundwasser begünstigen.

Geringes Risiko für Endlager im Kreis
Osnabrück
„Wir haben uns intensiv und kritisch
in den Prozess eingebracht und wer-
den das weiter tun“, betonte Riepen-
hoff. Der Landkreis sehe die bisheri-
gen Ergebnisse der BGE als „fachlich ba-
siert und transparent“, halte aber an
seiner Einschätzung fest, dass die geo-
logische Eignung des Osnabrücker Lan-
des nur mit sehr geringer Wahrschein-
lichkeit gegeben sei.
Das Thema wurde zuletzt auch auf der
Bürgermeisterkonferenz am 5. Novem-
ber diskutiert. Dort wurden die betrof-

fenen Kommunen – darunter Bramsche,
Bad Essen, Bohmte, Ostercappeln, An-
kum, Menslage und Alfhausen – über
den Stand der Verfahren informiert.
Konkrete lokale Auswirkungen seien
derzeit noch nicht absehbar, da die BGE
erst in späteren Phasen über mögliche
Standorte für oberirdische Anlagen ent-
scheiden werde.

Bis dahin bleibt der Landkreis Beobach-
ter eines Prozesses, der sich noch über
viele Jahre erstrecken wird.
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Münsterländische Volkszeitung | 13.11.2025

Atommüll: Aktuell kommen auch noch Teilflächen im Südraum infrage

Rheine ist Teil der Endlager-Suche
Matthias Schrief
und Julian Lorenbeck

RHEINE. Wohin mit dem Atommüll? Wo
in Deutschland soll das hochradioakti-
ve Material endgelagert werden? Eine
definitive Antwort auf die Frage gibt es
noch nicht. Sie liegt sogar in weiter Fer-
ne. Experten schätzen, dass nicht vor
2046 ein Standort vorgeschlagen wird.

Auch wenn Rheine wie viele andere
Kommunen in Deutschland theoretisch
noch im Rennen ist, sind weite Bereiche
des Stadtgebietes inzwischen als „un-
geeignet“ eingestuft, lediglich ganz im
Süden sind Flächen noch in der Prüfung
– wie weite Teile des Münsterlandes
und Ostwestfalens.

Rein „theoretisch“ gibt es aktuell noch
Bereiche in Rheine, die als Endlager in
Frage kommen können. „Auch in Rhei-
ne kommen Flächen grundsätzlich in
Betracht. Voraussichtlich als Teilfläche
im Südraum. Darüber wurden wir vor
geraumer Zeit bereits informiert“, teil-
te Stadtsprecher Frank de Groot-Dirks
auf Anfrage unserer Redaktion mit. Der
Großteil der Emsstadt wird allerdings
schon jetzt als Kategorie C (geringe Eig-
nung) oder Kategorie D (ungeeignet)
eingestuft.

Gleichzeitig weist de Groot-Dirks dar-
auf hin, dass die Suche nach einem End-
lager für radioaktiven Atommüll „ei-

nes der komplexesten und langfristigs-
ten Verwaltungsverfahren in Deutsch-
land“ sei. Der aktuelle Sachstand ist in
einem Zwischenbericht der Bundesge-
sellschaft für Endlagerung (BGE) darge-
stellt (www.bge.de/de/

endlagersuche/

zwischenbericht-teilgebiete/).

„Nach unserem Kenntnisstand läuft ak-
tuell die Eingrenzung der Fläche auf
Standortregionen – Phase 2. Diese Pha-
se soll laut BGE Ende 2027 abgeschlossen
sein“, teilte der Stadtsprecher weiter mit.
Deshalb lägen der Stadt dazu auch kei-
ne weiteren Informationen vor. „Ob Rhei-
ne als möglicher Standort weiter in Frage
kommt, ist damit aktuell nicht bekannt“,
sagte de Groot-Dirks. Die Stadt Rheine
werde die Suche weiter verfolgen.

Vor zwei Jahren wurden die letzten Kern-
kraftwerke in Deutschland abgeschaltet,
doch die atomaren Abfälle bleiben. Für
die schwach- und mittelradioaktiven Ab-
fälle gibt es ein genehmigtes Endlager in
Salzgitter. Ein ehemaliges Eisenerzberg-
werk wird dafür umgebaut.

Bleiben die hochradioaktiven Abfälle, für
die ein Endlager gesucht wird. Ausgangs-
punkt für die Standortsuche war eine
weiße Landkarte. Die ist mittlerweile
nicht mehr weiß. 44 Prozent der Fläche
Deutschlands sind weiter im Spiel. Dar-

unter auch Flächen in Rheine. Mehr wis-
sen alle Ende November, wenn zwei Ta-
ge lang das vierte Forum Endlagersuche
in Hannover stattfindet, bei die BGE ihre
vorläufigen Arbeitsergebnisse vorstellt.

Sollten es Flächen in Rheine tatsäch-
lich in die engere Auswahl schaffen, fin-
det zunächst eine übertägige Standort-
erkundung statt. Über Bohrungen und
seimischen Messungen wird der Stand-
ort überprüft. Ist er dann immer noch in
der Auswahl, finden auch Untersuchun-
gen unter Tage statt.

An allen Entscheidungen wird die Öf-
fentlichkeit beteiligt. Nach jedem Schritt
werden die Ergebnisse vom Bundesamt
für Sicherheit der nuklearen Entsorgung
geprüft, anschließend entscheidet der
Gesetzgeber, welche Standorte weiter-
erkundet werden sollen. Er entscheidet
schlussendlich auch, wo das Endlager er-
richtet werden soll. Und das – wie ge-
sagt – nicht vor 2046. Danach erfolge
dann die Einrichtung der Lagerstätten,
was ebenfalls noch zwei bis drei Jahr-
zehnte dauern könne.

„Auch in Rheine kommen Flächen
grundsätzlich in Betracht. Voraussicht-
lich als Teilfläche im Südraum. Darüber
wurden wir vor geraumer Zeit bereits
informiert.“

Stadtsprecher Frank de Groot-Dirks
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Mindener Tageblatt | 13.11.2025

Wissenschaft statt Panikmache
Petershagen ist im Fokus der Endlagersuche für Atommüll – die Politik kündigt Positionierung
an, die Grünen verweisen bereits auf geologische Risiken und Erfahrungen aus früheren
Umweltkonflikten.

Petershagen. Nach Veröffentlichung
der Karten zur Standortsuche für ein
Atommüllendlager sehen die Bündnis-
grünen in Petershagen große Verun-
sicherung in der Bevölkerung. Darauf
weist Björn Möhlenbrock vom Vor-
stand des Grünen-Ortsverbands hin.
Der Zwischenbericht der Bundesgesell-
schaft für Endlagerung (BGE) weise Tei-
le des Stadtgebiets als „möglicherweise
geeignet“ aus. Jetzt sei der richtige Zeit-
punkt, sich einzumischen – „mit Wis-
sen, Neugier, Verantwortungsbewusst-
sein und ohne Panikmache“, so Möh-
lenbrock.

Für den Grünen-Vorstand macht er
deutlich: „Jetzt wird sichtbar, was für
uns schon vor 50 Jahren feststand:
Strom aus Kernkraft war und bleibt ei-
ne teure und ungewisse Angelegen-
heit. Jahrzehntelang wurde der Strom-
preis auf Kosten kommender Genera-
tionen subventioniert.“ Die Frage nach
dem Endlagerstandort sei dagegen zu
lange verdrängt worden. „Solange die
Suche abstrakt blieb, hieß es oft: Das
Lager soll woanders hin“, sagt Möhlen-
brock.

Die Grünen hätten sich bewusst für
einen transparenten, wissenschaftsba-
sierten Suchprozess eingesetzt, der un-
abhängig und nach klaren Kriterien den
sichersten Standort in Deutschland fin-
den solle. „Obwohl wir den Atommüll
nie wollten, übernehmen wir Verant-
wortung für seine sichere Lagerung“,
betont Möhlenbrock.

Dazu gehöre auch, das Sankt-Flori-
ans-Prinzip abzulehnen und die Stand-
ortsuche nicht reflexhaft zurückzuwei-
sen, nur weil Petershagen genannt wer-

de. „Die Suche nach streng wissen-
schaftlichen Maßstäben ist der einzig
richtige Weg – und wir werden ihn wei-
ter unterstützen.“

Gleichzeitig erinnert Möhlenbrock an
die Wurzeln des Ortsverbands: „Der
Einsatz für einen verantwortungsvollen
Umgang mit der Deponie in Müncheha-
gen und die erfolgreiche Verhinderung
einer Giftmülldeponie in Petershagen
haben uns geprägt.“ Schon damals ha-
be die Geologie der Region als grund-
sätzlich geeignet für Deponierung ge-
golten – ein Befund, der im BGE-Be-
richt nun wieder auftauche. „Doch wir
konnten damals sachliche Argumente
vorbringen, die überzeugten. Und wir
sind sicher, dass geologische und si-
cherheitstechnische Gründe auch dies-
mal gegen ein Endlager hier sprechen.“

Die Grünen verweisen dabei auf geo-
logisch nachweisbare Klüftungen im
Tongestein, auf die zuletzt BI-Mitglied
Wilfried Ernsting (ebenfalls Grüne) aus
Quetzen hingewiesen hatte. Diese so-
genannten „Petershäger Störungen“
seien wasserdurchlässig und damit ein
Ausschlusskriterium für die Endlage-
rung.

Laut BGE kämen grundsätzlich die
Wirtsgesteine Steinsalz, Tongestein
und Kristallingestein für die Lagerung
hoch radioaktiver Abfälle in Betracht.
Sie könnten für viele Hunderttausend
Jahre sicher eingeschlossen sein. Aktu-
ell wird der Müll der Atomkraftwerke
– das letzte wurde 2023 abgeschaltet
– noch in 16 Zwischenlagern in ganz
Deutschland aufbewahrt. Das nächstge-
legene Lager für hoch radioaktive Ab-
fälle liegt im westfälischen Ahaus –

rund 150 Kilometer westlich von Peters-
hagen.

Ende 2027 sollen nach Angaben der
BGE die Standortregionen für die mög-
liche dauerhafte Lagerung feststehen,
die zunächst oberirdisch weiter erkun-
det werden – mit Messungen, aber
auch Bohrungen. Petershagen liege in
einem Teilgebiet, in dem aktuell eine
„Repräsentative vorläufige Sicherheits-
untersuchung“ stattfindet. Dabei wer-
de die Sicherheit eines möglichen End-
lagers in einer Gesteinsformation erst-
mals und vorläufig bewertet. Nach Kar-
tenlage richtet sich der Blick dabei auf
Bereiche in Quetzen, Frille und Wieters-
heim.

Hilfreich sei heute, so wieder Möhlen-
brock, die Erfahrung aus über 40 Jahren
Engagement gegen die Folgen unsach-
gemäßer Giftmüllverklappung – sowie
die enge Vernetzung mit Bürgerinitiati-
ven und Umweltverbänden.

Der Widerstand gegen die geplante
Sondermülldeponie Anfang der 1990er-
Jahre war von vielen gesellschaftlichen
Gruppen getragen – von Privatleuten,
Kirchen und Parteien. Viele fanden sich
in der Bürgerinitiative „Stoppt den Gift-
müll“ zusammen, die nach dem Ah-
rens-Debakel (die Firma wollte in Lahde
eine Gleisschotteranlage errichten, was
nach Protesten nie zustande kam) zum
Umweltverband „Stoppt den Giftmüll –
wir wehren uns“ wurde. Auch im Zu-
ge der aktuellen Endlagersuche hat sich
die Initiative bereits zu Wort gemeldet
und auf die Bedeutung des Sperrgrund-
stücks in Quetzen verwiesen (MT be-
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richtete). Die Initiative ist partei- und or-
ganisationsübergreifend engagiert.

Die laufende Endlagersuche dürfte in
Kürze auch die politischen Gremien der
Stadt Petershagen beschäftigen. Auf
MT-Anfrage bestätigte Heiko Deterding
(CDU) als Vorsitzender des Umwelt-
ausschusses, dass die Christdemokra-

ten das Thema in ihrer Fraktionssitzung
am kommenden Donnerstag aufgreifen
wollen. „Das steht bei uns auf der Agen-
da.“ Ähnlich die SPD, die Wert darauf
legt, ein „warnendes Händchen“ über
dem Thema zu haben, wie Ratsmitglied
Jens Wölke gegenüber dem MT bestä-
tigt. Auch die FDP werde sich positio-
nieren, so Ratsmitglied Heiner Müller.

Er verwies ebenfalls auf die geologi-
schen Bedingungen, die ein Endlager in
Petershagen verbieten würden.

Der Autor ist erreichbar

unter Oliver.Ploeger@MT.de
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dewezet.de (Deister- und Weserzeitung) | 12.11.2025 20:06
Weblink

Einige Gebiete schon ausgeschlossen

Endlager für Atommüll: Kommt der Kreis Holzminden
noch infrage?
Kreis Holzminden

Rund 27.000 Kubikmeter radioaktiver Müll sollen in einem unterirdischen Endlager abgeschirmt
werden. Deutschlandweit wird nach einem passenden Standort dafür gesucht – auch im Kreis
Holzminden. Was die Untersuchungen dort bisher ergeben haben.

Wo soll das Endlager für rund 27.000
Kubikmeter radioaktiven Müll entste-
hen? Mit dieser Frage beschäftigt sich
die Bundesgesellschaft für Endlagerung
(BGE) seit einiger Zeit. Deutschlandweit
wird nach einem passenden Standort
gesucht. Niedersachsen gilt dabei als
Favorit und besonders gut geeignet.
Grund dafür sind die günstigen geologi-
schen Eigenschaften des Bodens. Aber
gilt das auch für den Kreis Holzminden?
Hat man dort bereits geeignete Flächen
festgestellt?

Im Dezember 2024 gab die BGE bereits
bekannt, dass das Gebiet um Boffzen,
Fürstenberg, Derental und Lauenförde
ungeeignet ist. Nun wurden weitere
Ergebnisse der Untersuchungen veröf-
fentlicht.

Großteil der Ergebnisse im Kreis Holz-
minden fehlen noch
Ob sich ein Gebiet für ein Endlager eig-
net, hängt vor allem von den Eigen-
schaften des Bodens ab. Der hoch radio-
aktive Müll soll unterirdisch gelagert
und dort möglichst für eine Million Jah-
re abgeschirmt werden. Damit das ge-
lingt, braucht es zwischen der Erdober-
fläche und dem Endlager mindestens
300 Meter ausreichend mächtige Ge-
steinsschichten aus Kristallgestein (zum
Beispiel Granit), Steinsalz oder Tonge-
stein.

Die Erkenntnisse der BGE zeigen, dass
dies vor allem in einem großen Gebiet
rund um die Region Hannover gege-

ben ist. Der Kreis Holzminden gehört
bislang aber noch nicht zu den geeig-
neten Standorten. Das geht aus dem
„Endlager Navigator“ der BGE hervor.
Dabei handelt es sich um eine digitale
Karte, die zeigt, welche Gebiete geeig-
net oder ungeeignet sind und wo der-
zeit noch Ergebnisse ausstehen. Letz-
teres trifft zum Großteil auf den Kreis
Holzminden zu. Ob es hier also tatsäch-
lich flächendeckend keine Eignung für
ein Endlager gibt, kann noch nicht ge-
sagt werden.

Diese Gebiete im Landkreis Holzmin-
den kommen nicht infrage
Dennoch können einige Flächen bereits
ausgeschlossen werden. So eignen sich
bislang Boffzen, Fürstenberg, Derental
und Lauenförde nicht für ein radioakti-
ves Mülldepot. Auch ein großes Gebiet
zwischen Pegestorf, Golmbach, Holen-
berg, Eschershausen, Stadtoldendorf
und Wangelnstedt bietet offensichtlich
keinen geeigneten Boden. Gleiches gilt
für Heinade, Schießhaus, Delligsen, Pol-
le, Kirchbrak, Halle, Holzen. Zu beach-
ten gilt allerdings, dass die genannten
Ortschaften zum Teil an Gebiete gren-
zen, für die die Untersuchungsergebnis-
se noch ausstehen.

Im Landkreis Höxter ist man schon et-
was schlauer. Hier wird kein Endlager
entstehen, wie der „Endlager Naviga-
tor“ zeigt. In anderen Nachbarkreisen
wartet man noch auf einige Ergebnisse.

Hier könnte in der Region ein Endlager
entstehen
Die bisher, von Holzminden gesehen,
am nächsten geeigneten Orte für ein
Endlager befinden sich zum aktuellen
Zeitpunkt etwa bei Bad Münder am
Deister, Pattensen (Region Hannover),
Achtum (Hildesheim), Sehlde (Wolfen-
büttel) sowie im Harz in der Nähe von
Braunlage. Weitere geeignete Gebieten
liegen in Süd- und Ostdeutschland. Den
größten Anteil hat bislang aber Nieder-
sachsen.

Nach Angaben der BGE sollen die Unter-
suchungen bis Mitte 2026 abgeschlos-
sen sein. Ende 2027 werden dann kon-
krete Vorschläge für mögliche Standor-
te genannt. In den 2030er-Jahren erfol-
gen dann weitere, genauere Erkundun-
gen dieser Gebiete.

Endlager erst nach 2050 in Betrieb
Bis 2050 soll ein Lager gefunden wer-
den. Die Inbetriebnahme kann ab die-
sem Zeitpunkt auch noch weitere Jahr-
zehnte dauern. Eine Beschleunigung
des gesamten Prozesses schließt die
BGE aber auch nicht aus.

Insgesamt sollen in dem Endlager rund
27.000 Kubikmeter hoch radioaktiver
Müll untergebracht werden. Bislang
wird dieser noch in 16 oberirdischen
Zwischenlagern aufbewahrt. Vier da-
von befinden sich in Niedersachsen.
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Deggendorfer Zeitung | 13.11.2025
Weblink

Endlager: Landkreis bleibt im Rennen
Großteil im aktuellen Schritt des Suchverfahrens ausgeschlossen - Aber: Zwei Gebiete in
Bearbeitung

Lalling/Metten.
Im zweiten Schritt bei der Suche nach
einem Standort für ein Endlager für den
Atommüll in Deutschland sind weite-
re Gebiete ausgeschlossen worden. Da-
zu gehören auch weite Teile Niederbay-
erns. Zwei Areale im Landkreis Deggen-
dorf bleiben aber im Rennen.
Die Bundesgesellschaft für Endlage-
rung (BGE) hat Anfang November den
aktuellen Stand der Suche vorgestellt.
In Schritt 1 der Phase I des Auswahl-
verfahrens waren im Herbst 2020 ins-
gesamt 90 Gebiete in Deutschland aus-
gewiesen worden, die günstige geolo-
gische Bedingungen für die Endlage-
rung hochradioaktiver Abfälle erwarten
lassen; das entsprach 54 Prozent der
Fläche Deutschlands. Wie gesetzlich
festgeschrieben kommen grundsätzlich
die Wirtsgesteine Steinsalz, Tongestein
und Kristallingestein, also etwa die der
Region häufigen Granitstöcke in Be-
tracht. Hier fielen bereits Flächen im
Landkreis raus wegen aktiver Störungs-
zonen. In Schritt 2 der Phase I wurden
nun die Teilgebiete durch repräsenta-
tive vorläufige Sicherheitsuntersuchun-
gen (rvSU) eingegrenzt; die BGE spricht
hier von „ersten Sicherheitsabschätzun-
gen“.
Hier blieben zwei Teilgebiete im Land-
kreis übrig: Ein Areal im Westen, das
sich über knapp zehn Kilometer von
Metten über Offenberg bis an die Land-
kreisgrenze und nach Norden bis in die

Gemeinde Bernried erstreckt, sowie ei-
nes über fünf Kilometer von Lalling bis
Auerbach. Diese Orte gelten als „Gebiet
in Bearbeitung“.
Dennoch: Für Baujuristin Heidi Bischoff
vom Landratsamts überwiegt das Posi-
tive: „Immerhin sind weite Teile heraus-
gefallen. Die Hoffnung, dass der Land-
kreis komplett herausgenommen wird,
war ohnehin gering“, gibt sie auf Anfra-
ge eine Einschätzung ab. Für eine mehr-
fache Absicherung, wie grundsätzlich
für einen Endlagerstandort gefordert,
kommt ihrer Ansicht nach ein zerklüfte-
ter Granit wie hier am Ende nicht in Fra-
ge.
Kein Personal für regionale Koordi-
nierungsstelleIn den weiteren beiden
Schritten der Phase I werden die „Ge-
biete in Bearbeitung“ bis ins zweite
Halbjahr 2027 erneut nach geowissen-
schaftlichen Abwägungen und gegebe-
nenfalls nach Planungskriterien abge-
klopft. Die BGE schränkt aber ein: „Die
Geologie hat Vorfahrt vor der Raumord-
nung, weil die Sicherheit unter der Er-
de gewährleistet werden muss.“ Dann
ist Phase I abgeschlossen.
Gebiete, die dann noch übrig sind, wer-
den laut Bischoff in Phase II übertägig
erkundet, also von der Oberfläche her
untersucht – Zeitraum neun bis elf Jah-
re. Auf dieser Basis folgt dann in Pha-
se III die Erkundung unter Tage, die
nochmal auf 20 Jahre ausgelegt ist. „Ur-
sprünglich sollte die Endlagersuche bis

2031 abgeschlossen sein“, ruft Bischoff
in Erinnerung.
Schwierig ist offenbar auch die Suche
nach geeignetem Personal für die re-
gionale Begleitung der Erkundung. Be-
reits Anfang 2022 beschlossen die nie-
derbayerischen Landkreise, dazu eine
Koordinierungsstelle einzurichten, die
am Landratsamt Freyung angesiedelt
und mit einem Geologen und einer As-
sistenzkraft ausgestattet werden soll-
te. Doch trotz mehrmaliger Ausschrei-
bung blieb die Stelle unbesetzt – bis
heute. Zwischenzeitlich will sich auch
die bislang nicht beteiligte kreisfreie
Stadt Landshut der Koordinierungsstel-
le anschließen, weil dort die Genehmi-
gung für das Brennelemente-Zwischen-
lager Isar ausläuft.
Vor allem mit Eintritt in die Phase II hält
Heidi Bischoff die regionale Begleitung
durch eine Fachkraft wie eines Geolo-
gen für entscheidend.
INFO Kristallines Wirtsgestein
wie Granit hält die BGE für ein Endlager
für hochradioaktive Abfälle für geeig-
net. Es besitzt eine hohe Festigkeit und
Stabilität. Es hat eine hohe Tempera-
turbeständigkeit. Unvorteilhafte Eigen-
schaften sind beispielsweise die hohe
Durchlässigkeit für Flüssigkeiten und
Gase in Bereichen, die von Klüften und
Störungen beeinflusst sind. Diese Berei-
che sind zudem häufig schwer vorher-
sagbar.
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